
Satzungsänderung 

Bisherige Fassung 

§ 7 Beiträge 

(1) Jedes Mitglied hat einen Jahresbeitrag zu leisten. Genaueres regelt die Beitragsordnung, 
die durch die Mitgliederversammlung verabschiedet wird. 

(2) Die Höhe der Beiträge sowie deren Fälligkeit werden von der Mitgliederversammlung 
festgesetzt; die Fälligkeit tritt ohne Mahnung ein. Die Beiträge dürfen nicht so hoch sein, dass 
die Allgemeinheit von der Mitgliedschaft ausgeschlossen wäre. Einem Mitglied, das 
unverschuldet in eine finanzielle Notlage geraten ist, kann der Betrag gestundet oder für die 
Zeit der Notlage ganz oder teilweise erlassen werden. Über ein Stundungs- oder Erlassgesuch 
entscheidet der Vorstand. 

(3) Bei einem begründeten Finanzbedarf des Vereines kann die Erhebung einer zusätzlichen 
Umlage in Form einer Geldleistung durch die Mitgliederversammlung beschlossen werden. 
Diese darf das 2-fache eines Jahresbeitrages nicht überschreiten. Eine Staffelung entsprechend 
der Beitragsordnung ist möglich. 

(4) Jedes Mitglied ist verpflichtet, dem Verein Änderungen der Bankverbindung und der 
Anschrift mitzuteilen. 

(5) Mitglieder, die nicht am Lastschriftverfahren teilnehmen, tragen den erhöhten 
Verwaltungsaufwand des Vereins durch eine Bearbeitungsgebühr, die der Vorstand durch 
Beschluss festsetzt. 

(6) Bei unterjährigem Eintritt wird der Beitrag monatsweise berechnet. 

  



 

Neue Fassung 

§ 7 Beiträge 

(1) Jedes Mitglied hat einen Jahresbeitrag als Grundbeitrag zu leisten. Genaueres regelt die 
Beitragsordnung, welche durch die Vorstandschaft verabschiedet wird. 

(2) Die Höhe der Grundbeiträge sowie deren Fälligkeit werden von der 
Mitgliederversammlung festgesetzt; die Fälligkeit tritt ohne Mahnung ein. Die Beiträge 
dürfen nicht so hoch sein, dass die Allgemeinheit von der Mitgliedschaft ausgeschlossen 
wäre. Einem Mitglied, das unverschuldet in eine finanzielle Notlage geraten ist, kann der 
Betrag gestundet oder für die Zeit der Notlage ganz oder teilweise erlassen werden. Über ein 
Stundungs- oder Erlassgesuch entscheidet der Vorstand. 

(3) Spartenbeiträge, Zusatzbeiträge, Aufnahmegebühren, Verwaltungsgebühren, 
Teilnehmergebühren und Kursgebühren – soweit sie weder den Grundbeitrag noch Umlagen 
gemäß Ziffer 4 betreffen – und deren jeweilige Fälligkeit und die eventuellen 
Kündigungsfristen der Spartenmitgliedschaften setzt der Vorstand fest. 

(4) Bei einem begründeten Finanzbedarf des Vereines kann die Erhebung einer zusätzlichen 
Umlage in Form einer Geldleistung durch die Mitgliederversammlung beschlossen werden. 
Diese darf das 2-fache eines Jahresbeitrages nicht überschreiten. Eine Staffelung entsprechend 
der Beitragsordnung ist möglich. 

(5) Jedes Mitglied ist verpflichtet, dem Verein Änderungen der Bankverbindung und der 
Anschrift mitzuteilen. 

(6) Mitglieder, die nicht am Lastschriftverfahren teilnehmen, tragen den erhöhten 
Verwaltungsaufwand des Vereins durch eine Bearbeitungsgebühr, die der Vorstand durch 
Beschluss festsetzt. 

(7) Bei unterjährigem Eintritt wird der Beitrag zum Jahresende berechnet. Ehrenmitglieder 
sind von der Leistung aller Grundbeiträge befreit 


